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Nachdem der kinderlose und 
unverheiratete Friedrich 
Schulte* verstorben war, 

wurde sein Testament eröffnet. Da-
rin heißt es: „Ich bestimme meinen 
Neffen Dirk zum Hoferben. Er hat 
seit seiner Jugend auf dem Hof mit-
geholfen. Weitere Anordnungen 
will ich jetzt im Testament nicht 
treffen.“
Dirk ist angestellter Tischler. Er be-
wirtschaftet den landwirtschaftli-
chen Betrieb seiner Eltern im Ne-
benerwerb. Nach der Testaments-
eröffnung beantragt er beim 
Amtsgericht (Landwirtschaftsge-
richt) ein Hoffolgezeugnis. Es wird 
ihm erteilt und weist ihn als Hof-
erben aus. Er wird sodann als Hof-
erbe im Grundbuch eingetragen.

Erbschein für Geschwister
Zeitgleich beantragt ein Bruder des 
Erblassers einen Erbschein bezüg-
lich des hoffreien Vermögens und 
erhält diesen: Da sich das Testa-
ment ausdrücklich nur auf die Be-
stimmung zum Hoferben bezieht, 
ist hinsichtlich dieses Nachlasses 
die gesetzliche Erbfolge eingetre-

ten. Deshalb erben die gesetzli-
chen Erben des Friedrich Schulte 
den hoffreien Nachlass. Schulte 
hat noch zwei lebende Geschwis-
ter, sie erben mit einer Quote von 
je 1/2. Der hoffreie Nachlass be-
steht aus einem Sparbuch über ei-
nen höheren Geldbetrag.
Doch Hoferbe Dirk erlebt in der 
Folge eine weitere unangenehme 
Überraschung. Sein Onkel, Bruder 
des Erblassers, fordert ihn als Hof-
erben auf, ihm 1/2 des Hofeswertes 
zu zahlen. Der Bruder weist darauf 
hin, dass er kraft gesetzlicher Erb-
folge Erbe des Friedrich Schulte 
geworden sei und ihm als wei-
chendem Erbe daher auch gemäß 
seiner Erbquote von 1/2 ein Anteil 
am Hofeswert zustehe. Dirk dage-
gen meint, dass der Erblasser ihn 
über den ausdrücklichen Wortlaut 
des Testamentes hinaus nicht nur 
zum Hoferben, sondern auch zum 
Alleinerben des Hofeswertes habe 
einsetzen wollen.
Wer hat nun recht?
Der Fall wirft eine Frage auf, die in 
der Praxis oft übersehen wird, ge-
rade weil in den häufigsten Fällen 
nicht ein Neffe, sondern ein Kind 
(Abkömmling) des Hofeigentü-
mers zum Hoferben bestimmt 

wird: Wird ein Abkömmling zum 
Hoferben bestimmt, kommt es re-
gelmäßig zu einer gesetzlich ange-
ordneten Auseinandersetzung 
zwischen dem Hoferben und den 
weichenden Erben über den Hofes-
wert gemäß den jeweiligen Erb-
quoten.

Hoferben frei bestimmen
Der Hofeigentümer kann den Hof-
erben durch Verfügung von Todes 
wegen frei bestimmen (§ 7 Abs. 1 
S. 1 HöfeO). Das geschieht regel-
mäßig durch ein privatschriftli-
ches oder notarielles Testament, 
das kann aber auch durch einen 
Übergabevertrag geschehen.
Hoferbe ist derjenige, auf den der 

Hof in der Substanz, das heißt die 
Hofstelle mit den landwirtschaft-
lichen Nutzflächen sowie dem le-
benden und toten Inventar, also 
das Hofvermögen, im Erbfall un-
mittelbar durch Rechtsnachfolge 
übergeht. An die Stelle dieses Ho-
fes in seiner Substanz tritt für die 
Erbauseinandersetzung mit den 
weichenden Erben der Hofeswert 
(= 1,5-facher Einheitswert). Diese 
Bestimmung des Hoferben trifft 
aber noch keine Aussage darüber, 
wer weichender Erbe ist und wie 
dieser am Hofeswert zu beteiligen 
ist. In § 12 Abs. 1 HöfeO heißt es 
dazu lediglich: Miterben, die 
nicht Hoferbe geworden sind – 
also die weichenden Erben –, 
steht anstelle eines Anteils am 
Hof (der Hofsubstanz) ein An-
spruch gegen den Hoferben auf 
Zahlung einer Abfindung in Geld 
zu.
In § 12 Abs. 3 HöfeO heißt es wei-
ter zur Abfindung: Vom Hofeswert 
steht nach Abzug der Nachlassver-
bindlichkeiten den Erben des Erb-
lassers einschließlich des Hofer-
ben, falls er zu seinen Abkömmlin-
gen gehört (!), der Teil zu, der 
ihrem Anteil am Nachlass nach all-
gemeinem Recht entspricht.

Dirk kein Alleinerbe?
Was bedeutet dies für den Hofer-
ben? Dirk erbt zwar aufgrund der 
Hoferbenbestimmung im Testa-
ment den Hof, er ist aber nicht am 
Hofeswert beteiligt, weil er kein 
Abkömmling des Schulte ist.
Diese „gesetzlich geregelte Vertei-
lung des Hofeswertes“ gilt dann, * Name und Daten geändert

Der Neffe als Hoferbe
Fehlt etwa im Testament der Hinweis, dass der Neffe (Hoferbe) auch das 
hoffreie Vermögen erhält, können die weichenden Erben des Erblassers 
den Hofeswert je nach ihrer Erbquote beanspruchen.
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Wunderbar eingegrünter Hof am Rande des Eggegebirges bei Elisenhof (Bad Wünnenberg). Er hat mit dem geschilderten Erbrechtsfall aber nichts zu tun.
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wenn der Hofeigentümer keine ab-
weichenden Anordnungen im Tes-
tament oder Übergabevertrag vor-
sieht. Der Erblasser kann bestim-
men, wer zum Kreis der 
weichenden Erben gehört bzw. ob 
auch ein Außenstehender, wie ein 
Neffe, am Hofeswert mit welcher 
Quote zu beteiligen ist. Der Onkel 
hätte seinen Neffen aber auch aus-
drücklich zum Alleinerben seines 
Hofvermögens einsetzen und da-
mit die gesetzliche Regelung der 
beschriebenen Auseinanderset-
zung über den Hofeswert aus-
schließen können, was sich aller-
dings aus dem ausdrücklichen 
Wortlaut des Testamentes nicht er-
gibt.
Im Streitfall stellt sich weiter die 
Frage: Kann man aus dem Hinweis 
des Erblassers im Testament, der 
Neffe habe seit Kindesbeinen an 
auf dem Hof geholfen, ableiten, 
dass es sein wirklicher Wille bei 
Errichtung des Testamentes gewe-
sen sei, seinen Neffen nicht nur 
zum Hoferben, sondern zur „Be-
lohnung“ seiner Verdienste auch 
zum Alleinerben des Hofes einzu-
setzen?

Notar als Zeuge vor Gericht
Dann wäre Dirk Alleinerbe des Ho-
feswertes geworden und die ge-
setzlichen Erben wären von der in 
§ 12 HöfeO angeordneten Erbaus-
einandersetzung über den Hofes-
wert ausgeschlossen worden.
Um den wirklichen Willen des 
Erb lassers zu ermitteln, wurde der 
Notar, der das Testament beurkun-
det hatte, vom Gericht als Zeuge 

vernommen. Er räumte ein, dass er 
nach seiner Erinnerung und seinen 
Aufzeichnungen in der Akte bei 
der etwa fünf Jahre zurückliegen-
den Beurkundung mit dem Erblas-
ser nur über die Bestimmung des 
Hoferben gesprochen habe. Er 
habe nicht – was doch nahegelegen 
hätte – beim Erblasser nachgefragt, 
ob er seinen Neffen nicht nur zum 
Hoferben, sondern auch zum Al-
leinerben des Hofeswertes bestim-
men wollte. Der Hinweis im Testa-
ment, der Neffe habe seit Kindes-
beinen an auf dem Hof mitgeholfen, 
sei wohl nur deshalb im Testament 
aufgenommen worden, weil der 
Neffe kein ausgebildeter Landwirt 
war. Damit wollte der Onkel auf-
kommende Zweifel an der Wirt-
schaftsfähigkeit des Neffen „zer-
streuen“.
Am Ende stellte das Gericht fest: 
Friedrich Schulte wollte in sei-
nem Testament offensichtlich nur 
den Hoferben bestimmen. Es gibt 
keine Hinweise, dass der Erblas-
ser zum Zeitpunkt der Errichtung 
des Testamentes Dirk auch zum 
Alleinerben des Hofeswertes be-
stimmen wollte. Demnach trat für 
die Erbauseinandersetzung über 
den Hofeswert die gesetzliche Re-
gelung des § 12 HöfeO ein, wo-
nach der Hoferbe den weichenden 
Erben einen Anteil vom Hofes-
wert nach deren Erbquoten zahlen 
muss.
Pech für Dirk: Er muss nun den ge-
samten Hofeswert (= 1,5-facher 
Einheitswert abzüglich Hofes-
schulden) an die zwei gesetzlichen 
Erben seines Onkels auszahlen.
  Dr. Jobst-Ulrich Lange

Bittere Pille für den Hoferben
Der geschilderte Fall wirft Fragen 
auf: War es wirklich der Wille von 
Friedrich Schulte, dass sein Neffe 
Dirk nicht den ganzen Hof mit 
dem hoffreien Vermögen erben 
sollte? Wollte er, dass seine Ge-
schwister das Sparbuch und wei-
tere Vermögensgegenstände au-
ßerhalb des Hofes erben?
Darüber kann man nach seinem 
Tod nur noch rätseln. Klar ist: Der 
Onkel hätte seinem Neffen den 
ganzen Ärger und die Zahlungen 
erspart, wenn er bei seinem Testa-
ment Dirk als Alleinerben seines 
Hofes bestimmt und ausdrücklich 
die gesetzliche Auseinanderset-
zung über den Hofeswert nach 
§ 12 HöfeO mit den gesetzlichen 
Erben ausgeschlossen hätte. Das 
Gleiche gilt übrigens, wenn der 
Onkel seinem Neffen den Hof im 
Wege eines Übergabevertrages 
übergeben hätte. 

Im vorliegenden Fall hätte zumin-
dest der Notar, der das Testament 
beurkundet hat, Friedrich Schulte 
besser über die Rechtsfolgen auf-
klären müssen. Könnte Hoferbe 
Dirk den Notar heute noch auf 
Schadenersatz in Anspruch neh-
men, weil er seinen Onkel offen-
sichtlich nicht hinreichend aufge-
klärt hat? Eine Klage hätte nur 
dann Aussicht auf Erfolg, wenn 
Dirk beweisen könnte, dass es der 
Wille des Erblassers bei der Beur-
kundung war, dass sein Neffe 
auch Alleinerbe des Hofvermö-
gens werden sollte, um dadurch 
eine gesetzliche Erbfolge in den 
Hofeswert auszuschließen. Die-
sen Beweis kann der Neffe heute 
nicht mehr beibringen. Deshalb 
muss er die bittere Pille schlucken 
und die Zahlungen an seine Ver-
wandten leisten, ohne den Notar 
in Regress nehmen zu können. As

Krähen-Schonzeit
Wenn ein Landkreis die Krähen-Schonzeit 
verkürzt, dürfen Naturschützer bei der 
Entscheidung nicht mitreden.

In Niedersachsen dürfen Raben-
krähen grundsätzlich vom 
1. August bis 20. Februar gejagt 

werden. Im Juli gilt eigentlich 
noch Schonzeit. Doch im Juli 2013 
hob der Landkreis Grafschaft Bent-
heim die Schonzeit auf seinem Ge-
biet auf und begründete die Maß-
nahme damit, dass ein zu großer 
Bestand an Rabenkrähen bereits zu 
erheblichen Schäden in der Land-
wirtschaft geführt hätte.

Gegen Verkürzung
Ein anerkannter Naturschutzver-
ein wandte sich gegen die Verkür-
zung der Schonzeit: Die Vorausset-
zungen dafür (definiert von der Vo-
gelschutz-Richtlinie) hätten nicht 
vorgelegen. Außerdem hätte der 
Landkreis die Naturschützer an 
der Entscheidungsfindung beteili-
gen müssen, wenn er so eine Ver-
ordnung plane.
Dem widersprach das Niedersäch-
sische Oberverwaltungsgericht 
mit einer formellen Begründung. 
Es teilte das Landratsamt fein säu-
berlich in zwei Behörden auf: 

Nach den Bestimmungen des Bun-
desnaturschutzgesetzes hätten Na-
turschutzvereine nur dann ein 
Mitspracherecht, wenn eine für 
Naturschutz und Landschaftspfle-
ge zuständige Behörde eine Ver-
ordnung vorbereite.

Als Jagdbehörde gehandelt
Die Verkürzung der Schonzeit 
habe der Landkreis jedoch als Jagd-
behörde auf der Grundlage des 
Niedersächsischen Jagdgesetzes 
beschlossen. Unter diesen Um-
ständen müsse er dem Natur-
schutzverein keine Gelegenheit 
zur Stellungnahme geben und 
auch keine Einsicht in einschlägi-
ge Sachverständigengutachten ge-
währen.
Auch als Jagdbehörde müsse der 
Landkreis zwar Vorgaben der Vo-
gelschutz-Richtlinie beachten. Un-
geachtet dessen habe er bei dieser 
Verordnung aber als Jagdbehörde 
gehandelt und nicht als Behörde 
für Naturschutz und Landschafts-
pflege (Az. 4 KN 154/13). 
 OnlineUrteile.de

Rabenkrähen treten oft in Kolonien auf. Sie können große Schäden auf 
landwirtschaftlichen und gärtnerischen Flächen anrichten.
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